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Medienkonferenz vom 20. November 2012

In die Zukunft investieren statt Steuern senken!

Die Schweiz steht in verschiedenen Schlüsselbereichen vor hohen Investitionen und Mehrausgaben für die Zukunft. Die komfortable Finanzlage unseres Landes sollte genutzt werden, um zukunftsweisende Investitionen zu tätigen. Weitere Steuersenkungen sind nicht mehr vertretbar.
Denis Torche, Leiter Finanz- und Steuerpolitik

Die Schweiz befindet sich in einer komfortablen finanziellen Lage, vor allem im Vergleich zur EU. Auch 2012 dürfte der Bundeshaushalt mit einem Überschuss schliessen (1,4 Milliarden Franken statt der vorgesehenen knapp ausgeglichenen Rechnung). Somit fällt die Rechnung in diesem Jahr zum 10. Mal in Folge besser aus als budgetiert. Die Differenz zwischen Budgets und Rechnungen belief sich zwischen 2004 und 2011 auf insgesamt 25,3 Mia. Franken!

Die Budgets sind durchwegs zu pessimistisch, was ein Klima für Sparpläne schafft, obwohl die tatsächliche Finanzlage wesentlich mehr Spielraum für Investitionen lassen würde. Die aktuellsten Zahlen zur Fiskalquote in der Schweiz zeigen auch, dass die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge in der Schweiz niedrig sind. Diese Quote ist zwischen 2000 und 2011 nicht nur zurückgegangen (minus 0,8 Prozentpunkte), sondern sie gehört mit 28,5% des BIP im Jahr 2011 auch zu den tiefsten der OECD-Länder.

Die Steuersenkungen für Unternehmen in den vergangenen Jahren beruhten auf falschen Informationen und kamen hauptsächlich reichen Aktionären zugute. Nun verlangt Travail.Suisse, dass der vorhandene Spielraum nicht für eine weitere Runde von Steuersenkungen, sondern für Investitionen genutzt wird.

Denn nur durch Investitionen in die Zukunft kann die Schweiz ihren Wohlstand und ihre Wettbewerbsfähigkeit langfristig sichern. Sie hat die Mittel dazu – im Gegensatz zu den meisten EU-Ländern, die in erster Linie ihre Schulden abbauen und sparen müssen.

In vier Schlüsselbereichen besteht ein beträchtlicher Bedarf an Investitionen für die Zukunft

Travail.Suisse sieht vier zukunftsweisende Schlüsselbereiche, in denen die Investitionen und Ausgaben deutlich erhöht werden müssen, um den Wohlstand unseres Landes auch künftig zu sichern:

Demografische Entwicklung. Die Alterung der Bevölkerung und die Notwendigkeit, die Erwerbsquote auf einem genügend hohen Niveau zu halten, erfordern einen deutlichen Ausbau der Care Economy im Sinne eines echten Service public. Dazu braucht es insbesondere eine höhere Erwerbsbeteiligung der Frauen, was weitere namhafte Investitionen zum Ausbau der familienexternen Betreuungsstrukturen bedingt. Der Gesundheitssektor (Spitäler, aber auch Heime und Spitex) steht vor sehr umfangreichen Investitionen und Mehrausgaben im Zusammenhang mit der Alterung der Bevölkerung, aber auch mit der Notwendigkeit, dem in diesen Institutionen benötigten Personal genügend attraktive Lohn- und Arbeitsbedingungen zu bieten.

Forschung und Bildung im Rahmen globalisierter Märkte. Zwar gehört die Schweiz zu den Ländern, die gemessen am BIP am meisten Mittel für Forschung aufwenden. Mit der Globalisierung der Märkte erhöhen jedoch die Schwellenländer den Anteil der Forschungsausgaben am BIP substanziell. Gleichzeitig investieren die Schweizer Grosskonzerne immer mehr in ihre Forschungszentren in wachstumsträchtigen Ländern. Dies hat zur Folge, dass die Schweiz, die auf Innovation und Forschung als Rohstoff angewiesen ist, nur wettbewerbsfähig bleiben kann, wenn sie die Investitionen und Ausgaben für Innovation, Forschung und Bildung weiter erhöht.

Energiewende. Im Zuge des Atomausstiegs braucht es beträchtliche Investitionen für den Ausbau der Energieeffizienz, namentlich für die Gebäudesanierung, die Förderung erneuerbarer Energien und die Modernisierung und den Ausbau des Stromnetzes. Allein für das Stromnetz schätzt der Bund die Kosten im Rahmen der Energiestrategie 2050 auf 18 Milliarden Franken. Travail.Suisse befürwortet die Grundzüge der Energiestrategie 2050, denn sie fördert die Innovation, schafft Arbeitsplätze und sollte es der Schweiz ermöglichen, wieder einen Spitzenplatz im Cleantech-Bereich einzunehmen, was seit den 1990er-Jahren aufgrund ungünstiger Rahmenbedingungen für erneuerbare Energien nicht mehr der Fall ist.

Investitionen in die Infrastruktur. Die Schweiz ist mit einer Zersiedelung konfrontiert, die politische Auswirkungen hat und für Handlungsbedarf sorgt, ebenso wie das hohe Nachfragewachstum im Personen- und Warenverkehr und steigende Immobilienpreise, die zur Folge haben, dass Wohnraum für einen Teil der Bevölkerung in gewissen Regionen unerschwinglich geworden ist. Deshalb muss die Schweiz massiv in den Ausbau des öffentlichen Verkehrs investieren (und gleichzeitig das Mobilitätsverhalten überdenken). Wichtig sind zudem Investitionen in den Bau erschwinglicher Wohnungen sowie in raumplanerische Massnahmen, welche die Pendlerströme eindämmen.

Mögliche Finanzierungsquellen

Angesichts dieser unabdingbaren Investitionen in die Zukunft sind Steuersenkungen kein Thema mehr. Deshalb kann Travail.Suisse der Gleichstellung von Konkubinats- und Ehepaaren bei der direkten Bundessteuer nur zustimmen, wenn das Projekt, dessen Vernehmlassung noch bis zum 5. Dezember 2012 dauert, steuerneutral ausgestaltet ist. Es ist ausgeschlossen, Einbussen des Bundes von 1 Milliarde Franken hinzunehmen.

Selbst in der aktuell guten Finanzlage braucht es angesichts der Investitionen und Mehrausgaben, die in mehreren Schüsselbereichen bevorstehen, Mehreinnahmen und entsprechende neue Finanzierungsquellen. Von den möglichen neuen Finanzierungsquellen bevorzugt Travail.Suisse folgende:

· Eine Bundessteuer auf grosse Erbschaften, welche die AHV und die Erwerbstätigen im Zusammenhang mit der Alterung der Bevölkerung entlastet. Diese Steuer beschränkt den Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen und sorgt für eine ausgewogenere Vermögensverteilung.

· Eine Finanztransaktionssteuer (FTT): Sobald diese Steuer in der EU in Kraft tritt, wird Travail.Suisse verlangen, dass sie auch in der Schweiz eingeführt wird. Wenn es in der Zwischenzeit dem bürgerlichen Lager gelingt, die Stempelsteuer abzuschaffen, ist die FTT doppelt berechtigt. Falls die in der EU vorgesehenen Sätze zur Anwendung kämen, würde eine FTT Einnahmen von rund 2,75 Milliarden Franken bringen.

· Einen Beitrag von Unternehmen mit höherer Produktivität, der zum Ausbau der Care Economy verwendet wird. Dies rechtfertigt sich auch damit, dass die betroffenen Unternehmen im Gegenzug von einem besseren Angebot an familienexternen Betreuungsmöglichkeiten oder Pflegeleistungen profitieren. Dieser Beitrag könnte in Form eines zusätzlichen Prozentpunkts bei der Gewinnsteuer des Bundes oder mit einer progressiven Ausgestaltung dieser Steuer erhoben werden.
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